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Italiens Zwickmühle
f

Andreottis Problem: Gegen die Koiiiinimisteii
läßt sieh, das Land nicht regieren / Von Hamjakob Stehle

N och sind die Würfel nicht gefallen. Doch
aus dem Spiel um die Macht, das Italiens
Politiker seit drei Jahrzehnten mit mehr

taktischem als sachlichem Erfindungsreichtum
betreiben, ist banaler Ernst geworden: Wo pure
politische Ohnmacht zum Vorschein kommt, hat
auch das schlaueste Pokern ein Ende, kann De-
mokratie nur noch verspielt .werden. Anders
nämlich als die vielen römischen Regierungskri-
sen der Vergangenheit signalisiert in diesen Wo-
chen der Rücktritt Giulio Andreottis nicht die
Notwendigkeit eines bloßen Kabinettsrevire-
ments, Koalitionswechsels oder Programmwan-
dels. Italien steckt in einer Sackgasse. Dies war
schon lange sichtbar und ist doch — auch außer-
halb, Italiens •— nie ganz zur Kenntnis genom-
men worden. Die beiden größten Parteien des
Landes, die Christdemokraten und die Kommu-
nisten (die sich seit 1976 drei Viertel der Wähler-
schaft nahezu teilen), sind auf verhängnisvolle
Weise aneinandergekettet. Jede kann heute we-
der mit der anderen noch ohne die andere re-
gieren, sofern sie nicht dramatische Gefahren
für die innere und die äußere Sicherheit Italiens
riskieren will.

Im politischen Bewußtsein der Menschen hat
dieser Zustand bereits fatale Folgen hervorge-
rufen. Eine Umfrage der Europäischen Gemein-
schaft stellte jüngst fest, 78 Prozent der Italiener
seien mit dem Funktionieren ihrer Demokratie
unzufrieden, während genauso viele Bundesbür-
ger- knit der deutschen Demokratie zufrieden
seien. Auf dem Bodensatz einer so abgrundtiefen
Staatsverdrossenheit wächst die Furcht, bei man-
chen anarchistischen Abenteurern aber auch die
Hoffnung, Italiens Demokratie sei tatsächlich
am Ende ihrer Möglichkeiten angelangt. Ist aber
tatsächlich jeder Rückweg aus der Sackgasse
verbaut?

Wollte man manchen konservativen Verein-
fachern glauben, so bedürfte es nur eines ent-
schlossenen Führungswillens der Christdemokraten
in Rom, um die allzu mächtig gewordene Kom-
munistische Partei Berlinguers wieder auf die
Oppositionsbänke zurückzudrängen — dann
ließe sich Italiens Stabilität, sogar die wirt-
schaftliche und soziale, wiederherstellen. Arith-
metisch besteht ja eine nicht-kommunistische
Mehrheit im Parlament. Warum also nicht zu-
rück zur „linken Mitte" der sechziger und frühen
siebziger Jahre?

Umgekehrt wiegen sich linke Propheten' in
dem Glauben, Berlinguer brauchten nur Mini-
stersessel angeboten zu werden, dann werde auch
der Horizont einer kräsenfreien, wenn nicht gar
sozialistischen Zukunft sichtbar.

Ein achtbarer Balanceakt
Beides sind Illusionen. Sie sind in den einein-

halb Jahren zerstört worden, in denen der
Christdemokrat Andreotti mit viel Klugheit und
— wie ihm die Kommunisten selbst jetzt noch
bescheinigen — mit keineswegs negativer Bilanz
Italiens Krise am Abgrund der Katastrophe vor-
beisteuerte. Gleichwohl ist das Ergebnis zwie-
spältig. Im Jahre 1977 wurde nur halb .soviel
gestreikt wie im voraufgegangenen Jahr, aber
die Arbeitslosigkeit, vor allem die der Jugend,
hat sich nahezu verdoppelt; Italiens Staatshaus-
halt weist ein horrendes Defizit aus, aber die
Zahlungsbilanz ,ist zum ersten Male aus den
roten Zahlen heraus, und das Land ist — auch
politisch — kreditwürdig geblieben. Die Krimi-
nalität und Gewalttätigkeit sind zwar nicht ein-
gedämmt worden, doch ihre politischen Draht-
zieher wurden isoliert. Andreotti bewältigte
einen achtbaren Balanceakt, bei dem seit dem
Sommer 1976 dreierlei hilfreich war: Erstens
seine Qhristdemokratische Partei, die ihre alten
Zwiste und ihren militanten Antikommunismus
begrub, weil ihr Wahlerfolg (38,7 Prozent) we-
der das Alleinregieren noch die Flucht in die
Opposition erlaubte; zweitens die Stärke der
Kommunisten, die nach den Wahlen zwar stark
genug waren (34,4 Prozent), um aus der sterilen
Oppositionsecke heraustreten zu können, jedoch
nicht stark genug, um als Regierungspartei
direkte Verantwortung übernehmen zu müssen;
drittens die Schwäche der Sozialisten und Re-
publikaner, Sozialdemokraten und Liberalen,
die allesamt fürchten mußten, zwischen den
beiden großen Parteien vollends zerrieben zu
werden, hätten sie sich deren Übereinkunft ver-
weigert.

War dies — wie alle Welt meinte — die Vor-
stufe zu jenem „historischen Kompromiß" zwi-
schen Kommunisten und Christdemokraten, den
Berlinguer seit Jahren nicht als bloße Koalition,
sondern als langfristige gemeinsame Strategie
zur Heilung der italienischen Übel anbietet?

Es war schon vor achtzehn Monaten klar, daß
die Konstellation unter Andreotti allenfalls eine
Übergangslösung sein könnte — bestenfalls bis
zum nächsten Wahltermin, der dann vielleicht
mehr Klarheit schaffen würde. Dahinter regte
sich die Hoffnung, daß Berlinguer, nunmehr fast,

regierungsfähig geworden, seine Partei noch
konsequenter vom Sowjetkommunismus weg-
führen und dadurch zweifelsfrei als demokra-
tische Alternative legitimieren würde. Viele for-
derten ihn lauthals zum Bruch mit Moskau auf,
als ob dies allein schon ein liberales Alibi ver-
schaffen könnte.

Tatsächlich setzte Berlinguer zwar nur behut-
sam, aber durchaus beständig seine Suche nach
einem Sozialismus fort, der weder sowjetisch
noch sozialdemokratisch sein soll, sondern ein
Modell, das es, gewiß nicht zufällig und wie er
selbst zugibt, „bisher noch niemals gegeben hat".
Von der Kreml-Tribüne herab vertrat er im
November 1977 — in glattem Widerspruch zu
Lenin — die These vom „nicht-ideologischen
Staat", ohne sich freilich dem vernichtenden Ur-
teil des Spaniers Carrillo über den Sowjetsozialis-
mus anzuschließen. Aus Berlinguers Briefwech-
sel mit dem katholischen Bischof Betazzi ent-
wickelte sich sogar das Eingeständnis, das Erbe
von Marx und Lenin sei „kein ideologisches
Credo", die Partei selbst verstehe sich „nicht-
ideologisch", und Sozialismus gebe es sowohl in
demokratischer (westlicher) wie in totalitärer
(östlicher) Form.

Die politische Not der Linken
Bald erwies sich, daß derlei ideologische Spitz-

findigkeiten den inneren Wandlungsprozeß der
itali«Bischen-KP eher verunsicherten als förderten;
zumal gleichzeitig der innenpolitische Schwebe-
zustand immer unerträglicher wurde. Wie lange
noch konnten die Linksparteien das Vertrauen
ihrer Anhänger aufs Spiel setzen, indem sie
gegen Andreottis pragmatische und keineswegs
linke Konjunkturpoltik einerseits zwar nicht op-
ponierten, andererseits aber auch nicht deren
Früchte ernten konnten?

Anfang Dezember riß der Geduldsfaden. Aber
es war weder plötzliche Laune noch mutwilliger
Wortbruch, als die Forderung nach einer direkten
Regierungsbeteiligung der Linken den Balancer
akt Andreottis beendete. Es war die nackte
politische Not: Die Gewerkschaften, die christ-
lich orientierten noch heftiger als die marxisti-
schen, waren ziemlich außerhalb der Verfassung
zur eigentlichen Oppositionspartei geworden, zu
Sprechern des wachsenden Unbehagens der Ar-
beiterschaft. Ihre Generalstreikdrohung, die jetzt
nur durch Andreottis Rücktritt abgewehrt wurde,
beendete unvermeidbar die scheinbare Idylle
des freischwebenden Mini-Kompromisses der
Parteien.

Am 6. Januar enthüllte die kommunistische
Rinascita zum erstenmal den desolaten inneren
Zustand, in den dieser Test Berlinguers Partei
versetzt hat. Zwar sei der Glaube an den so-
wjetischen Realsozialismus dahingeschwunden,
doch in der Partei breite sich Zweifel aus, »ob
Politik überhaupt — und folglich die Partei —
imstande ist, wirklich die Dinge zu ändern".
Schlimmer noch: „Durch die Fabriken geistert
die Idee, daß die Gewerkschaft vereint und die
Partei trennt..."

„Du kannst dir die Freundschaften auch derer,
die dich herbeiriefen, nicht erhalten, weil du
ihre Erwartungen nie yoll befriedigen kannst",
lautet eine Weisheit von Niccolo Machiavelli,
Italiens klassischem Staatsdenker, Dies bekom-
men die Kommunisten jetzt um so mehr zu spü-
ren, als ihre Parteilinie nicht auf Diktatur, son-
dern auf breitesten Volkskonsens festgelegt ist.

So nahe den Christdemokraten die Schaden-
freude läge, auch sie sind betroffen: Millionen
ihrer Wähler würden es ihnen nicht verzeihen,
wenn sie jetzt ein formelles Regierungsbündnis
mit Berlinguer schlössen. Um dies zu verhindern,
bedurfte es nicht der plumpen Ermahnung aus
dem Weißen Haus. Da auch Präsident Carter
kein Rezept dafür beifügen konnte, wie denn
die Democrazia Cristiana ohne die Kommunisten
weiterregieren könnte — und dies hieße- heute:
gegen die Kommunisten —, engen solche Hin-
weise Amerikas das Manövrierfeld Andreottis
nur ein.

Nur ein weiterer Kompromiß, der Kommuni-
sten wie Christdemokraten das Gesicht wahren
läßt, könnte jetzt ,noch einen Wahlkampf ver-
hindern, der zum kalten Bürgerkrieg (mit allen
heißen Folgen) ausarten kann. Die kommuni-
stische Hypothek, die nicht ohne Ursachen auf
Italien lastet, läßt sich nicht einfach durch
Wunschdenken tilgen. Sie abzutragen, kann aber
heute nur bedeuten: Die Wandlungsprozesse im
italienischen Kommunismus dürfen nicht igno-
riert werden. Vielmehr bedarf es der Ermuti-
gung, sie fortzusetzen.

Noch ist nicht gewiß, ob Andreotti dafür dem
Lande eine weitere Atempause verschaffen kann
— und ob die Autorität Berlinguers und seines
Führungsteams ausreicht, sie zu nutzen. Wenn
nicht, dann könnte es die letzte Atempause der
italienischen Demokratie gewesen sein — mit
allen schlinunen Folgen für Europa.

Nach einem Jahr

Affären statt Politik
Bonns Fehlstart ins neue Jahr / Von Rolf Zünde!

D ie Enttäuschung kommt im Gewand
freundlicher Ironie einher: „Das Jahr
fängt ja gut an", heißt es im Regierungs-

lager. Und so „gut" beginnt es immerhin, daß
sogar die CSU auf ihre Lieblingsbeschäftigung,
das genußvolle Piesacken der großen Schwester-
partei und des Vorsitzenden Kohl, einstweilen
verzichtet und gegen den gemeinsamen Haupt-
feind in Bonn zu Felde zieht.

Die Umstände für einen solchen Feldzug
scheinen „günstig, denn es ist wieder einmal die
hohe Zeit der Affären. Sie begann mit dem
angeblich größten Spionagefall in der Bundes-
wehr, bei dem der Verteidigungsminister eine
merkwürdige Ahnungslosigkeit offenbarte, und
setzte sich fort mit seltsamen Pannen und Ge-
dächtnistrübungen bei Mitgliedern der Düssel-
dorfer Landesregierung, die mit dem Fall Poul-
lain nicht fertig wurden. Dann folgte die mund-
gerechte Vermarktung eines „Manifeste" aus der
DDR im Spiegel nebst spektakulären Folgen. Den
Höhepunkt bildete schließlich das angebliche
Abhörprotokoll eines Gesprächs von Franz Josef
Strauß mit dem Chefredakteur des Bayernkttrier,
Wilfried Scharnagl.

In der neuen „Abhöraffäre" gibt es vorerst
nur sehr zweifelhafte Hinweise in der Sache,
aber gewaltige Vermutungen der Betroffenen in
München — zum Beispiel die: eine solche Ge-
sprächsnachschrift könne nur von einer Bundes-
dienststelle angefertigt worden sein. Dieser Ver-
mutung widersprechen die Fachleute und die
Erfahrung. So schwer ist es nicht, ein Telephon
anzuzapfen, sagen die Experten; das Protokoll
des abgehörten Gesprächs zwischen Biedenkopf
und Kohl ist seinerzeit ja auch von Amateuren
hergestellt worden. Der Verdacht, Bonner Chefs
von Dienststellen hätten die Abhöraktion unter
Umgehung der Kontrollinstanzen ins Werk ge-
setzt, ist wenig einleuchtend: Risiko und Nutzen
hätten in einem krassen Mißverhältnis gestanden.

Jedenfalls hat sich der Abhörer und Fälscher
um Strauß ungewöhnlich verdient gemacht. Der
CSU-Chef steht jetzt glänzend da: abgehört,
wegen Lockheed unschuldig verfolgt, durch Fäl-
schungen in schlimmes Licht gerückt. Und er
darf sich in seiner Einschätzung der Praktiken
des Regierungslagers bestätigt fühlen: nur
Schwindel und Verschwörung. Dieses Ergebnis
schließt nicht aus, daß es von einem Parteigänger
der Koalition erreicht wurde, der das Gegenteil
beabsichtigt hatte; Geheimdienst schützt vor
Dummheit nicht. Aber es erlaubt auch den Ver-
dacht, daß ein stiller, geheimdienstkundiger Ver-
ehrer von Strauß versucht hat, dem CSU-Chef

einen Gefallen zu tun. Die Dienste beschäftigen
ja wohl auch intelligente Leute.

Aufklärung, da kann man der CSU nur zu-
stimmen, wäre dringend nötig. Was an Erhellung
möglich ist, könnte am ehesten eine unabhängige
Kommission leisten. Ein parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuß dagegen, fwie ihn die CSU
.gefordert hat, 'scheint wenig zweckmäßig. Er
.wird, da fast keirie habhaften Fakten vorliegen,
nur Vorwürfe'uhd'Un'terstellungen reproduzieren
können. Die Praxis des Spionageausschusses ist
da schon blamabel genug. Die Berichterstatter
der Parteien widersprechen sich regelmäßig und
öffentlich über die Bewertung der, Zeugenaus-
sagen. Wundern darf sich darüber niemand: Wo
Politik sich den Kriterien von Schwindel und
Verschwörung unterordnet, ist nicht mehr die
differenzierte große Debatte ihr adäquates Aus-
drucksmittel, sondern das Untersuchungstribunal,
wo Schuldige, wo Kriminelle gesucht werden.

Das Typische all dieser Affären und Sensa-
tionen besteht darin, daß nur ihr unmittelbar
verwendbarer Effekt interessiert, nicht das
eigentliche Problem. Nicht also die sinnvolle
Frage, ob Leber sein Ministerium richtig organi-
siert und im Griff hat, sondern ob er gelogen
hat, und nicht der Umstand, daß Minister in
Düsseldorf zum Landesbankchef Beziehungen
unterhielten, die fatal dem Verhältnis von Ka-
ninchen zur Schlange ähnelten, sondern ob sie
sich einer formalen Unkorrektheit schuldig ge-
macht haben. Auch wird nicht erörtert, ob in der
DDR eine Reform des realen Sozialismus mög-
lich ist, wie sie Bahro gefordert hat; das erfor-
derte ja Nachdenken, Selbstprüfung; debattiert
wird vielmehr die Verwertbarkeit des „Mani-
fests" im Bonner Grabenkrieg.

Ob diese politische Praxis irgend jemandem
irgendwelche Vorteile verschafft, scheint höchst
zweifelhaft. Viel eher ist zu' befürchten, daß die
Bürger an solcher Politik, die auf ein schmutziges
Geschäft reduziert wird (was ja einem weitver-
breiteten Vorurteil entspricht) überhaupt den
Geschmack verlieren.

Und der Nachteil für das Regierungshandeln
ist eindeutig. Wo die öffentliche Diskussion ,so
sehr mit Scheinproblemen eingedeckt ist, kann
politisches Handeln nur an der öffentlichen Dis-
kussion vorbei, ja, fast unter Ausschluß der
Öffentlichkeit stattfinden — sofern überhaupt
noch gehandelt wird. Entsprechend sind denn
auch manchmal die Äußerungen der Akteure —
zum Beispiel die des Kanzlers in seinem Spiegel-
Interview: fast nur noch ehrbar-sachliche Lange-
weile und staatstragende Zugeknöpftheit. Das
Jahr fängt wirklich gut an.
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Bald ein
Blutbad?

Südafrikas viereinhalb Millionen Weiße sind
um eine Illusion ärmer und um ein gerüttelt
Maß Angst reicher geworden. Jahrzehntelang

hatten sie ihre Apartheidspolitik auf die trüge-
rische Hoffnung gebaut, daß sich Schwarze,
Mischlinge und Asiaten niemals zusammenschlie-
ßen würden. Genau dies ist jetzt aber geschehen:
Die Führer der größten Organisationen der
18 Millionen Schwarzen, der 2,7 Millionen Misch-
linge und 760000 Asiaten haben eine Koalition
gegen die Rassentrennung gebildet.

Damit endet der Traum Vorsters, die „Nicht-
schwarzen" ins weiße Lager hinüberziehen zu
können. Sie sollten eigene Parlamente und Mini-
ster, ja sogar ein beschränktes Mitspracheredit
bekommen. Das hatte ihnen der Premierminister
nach seinem überwältigenden Sieg in den Novem-
berwahlen, bei denen nur die Weißen wählen
durften, verheißen. Dahinter stand der Plan, die
Vorherrschaft der Weißen auf alle Ewigkeit zu
zementieren, die schwarze Mehrheit aber in ihre
dürftigen Territorien abzudrängen.

Die Buren sind durch'den unerwarteten Zu-
sammenschluß in neue Bedrängnis geraten. Zwar
haben die Nichtweißen ihnen Gespräche über den
Aufbau einer nichtrassistischen Gesellschaftsord-
nung angeboten. Doch zeigt die jüngste Geschichte,
daß die Weißen lieber auf Eskalation setzen. Ver-
wunderlich ist es darum nicht, daß Pretorias be-
rüchtigter Polizeiminister bereits mit einem Blut-
bad droht. Vy

Funken
in Feuerland

I rn äußersten Südzäpfel Südamerikas ist Streit
entbrannt — um drei kleine Feuerland-Inseln,

. auf die- Chile-wie Argentinien Anspruch er«
heben. Ein Schiedsspruch der englischen Krone
hat sie Chile zugesprochen, aber Argentinien wei-
gert sich, den Entscheid anzuerkennen. In bester
nationalistischer Manier werden nun Fäuste ge-
schüttelt, markige Reden gehalten, Truppen ver-
legt, Flottenverbände in Marsch gesetzt.

Sicher geht es um mehr als drei Inselchen: «m
Fischereirechte und mögliche Bodenschätze, um
Einflußzonen und Gebietsanprüche. Doch fast
hundert Jahre ließen beide Staaten die strittige
und brisante Frage in der Schwebe. Was zwingt
sie, heute eine Klärung zu forcieren?

Die Antwort ist so simpel wie traurig. In bei-
den Staaten regiert das Militär. Die Offiziere
haben mit schweren inneren Problemen zu ringen.
Nur zu gern lassen sie sich auf außenpolitische
Ablenkung ein. Daß ihre Untertanen alles andere
benötigen als ausgerechnet Kriegsgeschrei oder
gar einen wirklichen Schießkrieg, das kümmert
sie in ihrer goldbetreßten Verblendung wenig.

Mit der Behauptung, die Zivilisten hätten ver-
sagt, haben die Offiziere in beiden Staaten ihre
Putsche begründet. Was haben sie seitdem ge-
leistet? Schade, daß Zivilisten nicht putschen
können; schade, daß die Dummen die Waffen
besitzen. H. B.

Der „heitere
K urieger

A merika verneigt sich vor einem Staats-
mann, der nie den höchsten Gipfel der
Macht bezwungen und dennoch das Ge-

sicht seines Landes geprägt hat wie kaum ein
anderer. Dreimal hat Hubert Horatio Hum-
phrey, der Senator aus Minnesota, die Hand
nach der Präsidentschaft ausgestreckt, dreimal
ist ihm der Preis entglitten: 1960 und 1972
wurde er von John F. Kennedy und George
McGovern in den Vorwahlen geschlagen; 1968
ging Richard Nixon mit einem Vorsprung von
knapp 500 000 Stimmen vor ihm ins Ziel. Zum
Sieg fehlte ihm die Härte Kennedys, die Schläue
Johnsons, die Skrupellosigkeit Nixons.

Dafür hat er vor der Geschichte besser be-
standen als vor den Wählern. Seine Triumphe
konnte er im Vorhof der Macht feiern. Amerika
als moderner Sozialstaat — es ist unvorstellbar
ohne den leidenschaftlichen Feldzug des „hei-
teren Kriegers" für Arbeitslosenunterstützung,
Gesundheitsfürsorge und Bürgerrechte. Er hat
mehr Gesetze auf den parlamentarischen Weg
gebracht als die meisten Präsidenten je unter-
zeichnet haben. Seine politische Tragik liegt in
etwas anderem: Humphreys Einsatz für den
Frieden verdankt die Welt das Peace Corps und
und das Atornteststoppabkommen von 1963; die
eigene politische Karriere jedoch scheiterte am
Vietnamkrieg, den er zu erst bekämpft hatte
und dann — als Vizepräsident — aus Nibelun-
gentreue zu Johnson rastlos verteidigte.

Jetzt ist Humphrey, 67 Jahre alt, an Krebs
gestorben. Einer seiner Freunde sprach für Ame-
rika, als er sagte: „Wenn die Geschichte einst
die großen sozialen Fortschritte unserer Epoche
bewertet, dann mag die Wirkung dieses einen
Mannes, der nie, Präsident wurde, schwerer zu
Buche sehlagen als die _ vieler anderer." .;;


